
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,   12. April 2022  

 
Mandantenbrief März/April 2022 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Gesetzliche Entlastungen zur Eindämmung der drastisch gestiegenen Preise für Heizöl, 
Gas, Sprit und Strom 
 

Einkommensteuer 
· Bei Zufluss von Hauptzahlung und Restzahlungen in mehr als zwei Veranlagungszeit-

räumen keine außerordentlichen Einkünfte 
· Pauschalen für beruflich veranlasste Umzugskosten erhöhen sich 
· Dienstreisekosten steuerlich geltend machen 

 
Lohn- und Gehalt 

· Kurzarbeit soll verlängert werden 
 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 
· Abfindungszahlung im Scheidungsfall vereinbart - Keine Schenkungsteuer 

 
Gewerbesteuer 

· Steuerbefreiung bei der Gewerbesteuer für Grundstückserträge 
 

Umsatzsteuer 
· Einkünfte aus Hobby - Umsatzsteuerpflicht kann bestehen 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 



 
Termine Steuern/Sozialversicherung April/Mai 2022 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

11.04.20221 10.05.20222 

Umsatzsteuer 11.04.20223 10.05.20224 

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung5 14.04.2022 13.05.2022 
Scheck6 11.04.2022 10.05.2022 

Gewerbesteuer entfällt 16.05.2022 
Grundsteuer entfällt 16.05.2022 
Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch: 

Überweisung5 entfällt 19.05.2022 
Scheck6 entfällt 16.05.2022 

Sozialversicherung7 27.04.2022 27.05.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-

eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 
 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dau-

erfristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungs-

zeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag 
oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säum-
niszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Ab-
gabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.03.2022/25.04.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



 

Allgemein 

Gesetzliche Entlastungen zur Eindämmung der drastisch gestiegenen 
Preise für Heizöl, Gas, Sprit und Strom 
Das Bundeskabinett hat am 16.03.2022 den Entwurf  
eines Steuerentlastungsgesetzes 2022 beschlossen. Die Hauptpunkte sind: 
· Höhere Entfernungspauschale: Vorziehen der bis 2026 befristeten Anhebung der Entfer-

nungspauschale für Fernpendler (ab dem 21. Kilometer) rückwirkend ab dem 01.01.2022 auf 
38 Cent. 

· Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag: Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei der 
Einkommensteuer um 200 Euro auf 1.200 Euro rückwirkend zum 01.01.2022 

· Höherer Grundfreibetrag: Anhebung des Grundfreibetrags für 2022 von derzeit 9.984 Euro 
um 363 Euro auf 10.347 Euro rückwirkend ab dem 01.01.2022 

Einkommensteuer 

Zufluss von Gewinnausschüttungen für die Gesellschafter zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten 
Bei einer Kapitalgesellschaft können die an die Gesellschafter gehenden Gewinnan-
teile erst nach einem Gewinnausschüttungsbeschluss zufließen. Im Zeitpunkt des 
Zuflusses ist dann auch die Versteuerung vorzunehmen. Das Interesse der Gesell-
schafter am Zeitpunkt des Zuflusses kann durchaus unterschiedlich sein, je nach den 
steuerlichen Verhältnissen. Wenn die Satzung der Gesellschaft (in Deutschland 
überwiegend die GmbH) es zulässt, dass Ausschüttungen an die einzelnen Gesell-
schafter zu unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen können, kann dies per Beschluss 
so gehandhabt werden. Ein solcher Fall lag dem Bundesfinanzhof (BFH) zur Ent-
scheidung vor. 
An der GmbH waren ein Mehrheitsgesellschafter und mehrere Minderheitsgesell-
schafter beteiligt. Nach Ablauf des Geschäftsjahres stellten die Gesellschafter den 
Jahresabschluss fest und beschlossen eine Ausschüttung nur an die Minderheitsge-
sellschafter. Der entsprechende rechnerische Gewinnanteil für den Mehrheitsgesell-
schafter wurde in dem Beschluss einem persönlichen Rücklagenkonto zugewiesen. 
Diese Handhabung entsprach der Satzung. Das Finanzamt rechnete die Rücklagen-
zuführung aber dem Mehrheitsgesellschafter als Gewinnanteil zu. Auch das angeru-
fene Finanzgericht vertrat die Auffassung, dass einem beherrschenden Gesellschaf-
ter die Dividende bereits mit dem Beschluss über die Gewinnverwendung zugeflos-
sen sei, da die GmbH die Liquidität zur Ausschüttung hatte. 
Der Streit kam vor den BFH. Dieser stellte zunächst fest, dass die Handhabung der 
GmbH-Satzung entsprochen hatte, sie war also gesellschaftsrechtlich zulässig. Ein 
zulässiger Ausschüttungsbeschluss ist nach Auffassung des BFH auch steuerrecht-
lich wirksam. Der Umstand, dass die Rücklage nur dem Mehrheitsgesellschafter zu-
zurechnen sei und er in einem späteren Beschluss kraft seiner Stimmenmehrheit je-
derzeit die Ausschüttung beschließen kann, verändert den zivilrechtlichen und steu-
erlichen Zuflusszeitpunkt nicht. Es liegt hier auch kein Missbrauch von Gestaltungs-
möglichkeiten vor. Der Gesellschafter hat vor dem weiteren Ausschüttungsbeschluss 
auch keine Zahlungsforderung an die GmbH. Dieses Urteil lässt daher rechts- 
sicher unterschiedliche Zeitpunkte des Gewinnzuflusses für die einzelnen Gesell-
schafter je steuerlichen Interessen zu. 



 
Bei Zufluss von Hauptzahlung und Restzahlungen in mehr als zwei Ver-
anlagungszeiträumen keine außerordentlichen Einkünfte 
Wenn die Auszahlung einer Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit über mehr als 
zwei Veranlagungszeiträume gestreckt wird, liegen außerordentliche Einkünfte selbst 
dann nicht vor, wenn die Hauptzahlung bereits im ersten Veranlagungszeitraum zu-
fließt. So entschied das Finanzgericht Thüringen. 
Nach dem Einkommensteuergesetz (§ 34 Abs. 1 EstG) seien außerordentliche Ein-
künfte ermäßigt zu besteuern. Als außerordentliche Einkünfte kämen Vergütungen 
für mehrjährige Tätigkeiten in Betracht. Mehrjährig sei eine Tätigkeit, wenn sie sich 
über mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstrecke und einen Zeitraum von 
mehr als zwölf Monaten umfasse. Jedoch würden außerordentliche Einkünfte grund-
sätzlich nur bejaht, wenn die zu begünstigenden Einkünfte in einem Veranlagungs-
zeitraum zu erfassen seien und durch die Zusammenballung von Einkünften erhöhte 
steuerliche Belastungen entstünden. Dies sei im entschiedenen Fall nicht gegeben.  

Erwerb eines Gebäudes mit Abbruchabsicht - Zur Entkräftung des An-
scheinsbeweises 
Das Finanzgericht Münster hat zum Anscheinsbeweis, der bei Abbruch eines Ge-
bäudes innerhalb von drei Jahren nach Anschaffung für einen Erwerb mit Ab-
bruchabsicht spricht und damit den Sofortabzug der Abbruchkosten ausschließt, 
Stellung genommen.  
Der Erwerber eines objektiv technisch oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchten 
Gebäudes könne, wenn er dieses nach dem Erwerb abreiße, AfaA vornehmen und 
die Abbruchkosten als Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten abziehen, sofern er 
das Gebäude ohne Abbruchabsicht erworben habe. Wenn er es hingegen in der Ab-
sicht erworben habe, es (teilweise) abzubrechen und anschließend grundlegend um-
zubauen, seien der anteilige Restwert des abgebrochenen Gebäudes und die Ab-
bruchkosten keine sofort abziehbaren Werbungskosten, sondern Teil der Herstel-
lungskosten des neugestalteten (umgebauten) Gebäudes. Eine Abbruchabsicht in 
diesem Sinn sei auch dann zu bejahen, wenn der Erwerber beim Erwerb des Ge-
bäudes für den Fall der Undurchführbarkeit des geplanten Umbaus den Abbruch des 
Gebäudes billigend in Kauf genommen habe. 
Bei (Teil-)Abbruch des Gebäudes innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung 
spreche ein Beweis des ersten Anscheins für eine Abbruchabsicht. Diesen könne der 
Steuerpflichtige durch einen Gegenbeweis entkräften, insbesondere der Art, dass es 
zu dem Abbruch erst aufgrund eines ungewöhnlichen, nicht typischen Geschehen-
sablaufs gekommen sei. Nicht erforderlich sei der Vollbeweis des Gegenteils.  

Kosten einer von der finanzierenden Bank verlangten qualifizierten bau-
fachlichen Betreuung - sofort abzugsfähige Finanzierungskosten 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg führte aus, dass wenn die Bank im Rahmen 
der Finanzierung eines größeren, zur Vermietung bestimmten Gebäudekomplexes 
vom Darlehensnehmer die Installation eines „Controllings” (qualifizierte baufachliche 
Betreuung während des gesamten Bauvorhabens, u. a. Koordination der Planung, 
Termin- und Leistungskontrolle, Informationsversorgung und Kontrolle im Zusam-
menhang mit der Ausgabe der einzelnen Darlehensteilbeträge durch den Kreditgeber 
nach Baufortschritt) sowie die Durchführung dieser baufachlichen Betreuung durch 
ein bestimmtes Unternehmen verlange, würden die vom Darlehensnehmer an das 
Controlling-Unternehmen geleisteten Zahlungen nicht zu den Herstellungskosten des 
Gebäudes, sondern zu den sofort als vorweggenommene Werbungskosten bei den 
Vermietungseinkünften abzugsfähigen Finanzierungsaufwendungen gehören.  



 
Zu den sofort abziehbaren Werbungskosten gehören auch: Finanzierungskosten, die 
Garantieprovision für die Fertigstellung, soweit sich die Garantie allein auf die Finan-
zierung des Bauvorhabens erstreckt, sowie Aufwendungen für die Versicherungsver-
träge und für die Wirtschaftlichkeitsberechnung, soweit diese den Finanzierungszwe-
cken zu dienen bestimmt ist. Finanzierungskosten seien sämtliche Aufwendungen, 
die einem Kreditnehmer im Zusammenhang mit der Finanzierung eines gegebenen 
Kapitalbedarfs für den Finanzierungszeitraum entstehen. 

Pauschalen für beruflich veranlasste Umzugskosten erhöhen sich ab 1. 
April 2022 
Bei beruflich veranlasstem Wohnungswechsel können Arbeitnehmer die Umzugskos-
ten, z. B. für Spedition, Fahrtkosten, doppelte Mietzahlungen und Maklerkosten für 
die Mietwohnung, als Werbungskosten geltend machen. Daher sollten sämtliche Be-
lege aufbewahrt werden. Grundsätzlich erkennt das Finanzamt die Kosten bis zu der 
Höhe als Werbungskosten an, die nach dem Bundesumzugskostenrecht höchstens 
als Umzugskostenvergütung gezahlt werden könnten.  
Werden höhere Beträge erklärt, kann es zu einer Prüfung durch das Finanzamt 
kommen. Kosten, die der Arbeitgeber bereits erstattet (hat), dürfen nicht mehr gel-
tend gemacht werden. Aufwendungen für neue Möbel können steuerlich nicht be-
rücksichtigt werden, da sie als Kosten der privaten Lebensführung nicht abziehbar 
sind. 
Über die tatsächlichen Umzugskosten hinaus können Arbeitnehmer Pauschalen für 
sonstige Umzugskosten ansetzen. Diese Pauschalen erhöhen sich zum 01.04.2022: 
Für Arbeitnehmer beträgt die Pauschale dann 886 Euro (bis 30.03.2022: 870 Euro), 
für jede weitere mit umziehende Person (z. B. Ehegatte/Lebenspartner, Kinder) 590 
Euro (bis 30.03.2022: 580 Euro). Da der Tag vor dem Einladen des Umzugsguts 
maßgeblich ist, sollte ein Umzug frühestens für den 02.04.2022 geplant werden, um 
von den höheren Pauschalen zu profitieren. Auch Arbeitnehmer ohne Jobwechsel 
können von den Regelungen profitieren, wenn sich durch einen Umzug der Arbeits-
weg um mehr als eine Stunde täglich verkürzt. 

Dienstreisekosten steuerlich geltend machen 
Arbeitnehmer können Reisekosten als Werbungskosten steuerlich geltend machen. 
Voraussetzung ist, dass die Kosten nicht durch den Arbeitgeber erstattet wurden. 
Wenn die Ausgaben zu einem Teil übernommen wurden, können Arbeitnehmer die 
Differenz geltend machen. 
Eckdaten wie der Anlass, die Strecke und die Reisedauer sollten schriftlich festgehal-
ten werden, um die Reise gegenüber dem Finanzamt belegen zu können. Entspre-
chende Nachweise können Rechnungen, ein Fahrtenbuch oder Tankquittungen sein. 
Zu den Reisekosten zählen Übernachtungs- und Fahrtkosten, aber auch Nebenkos-
ten sowie Verpflegungsmehraufwendungen. Weitere Ausgaben etwa für Reiseklei-
dung, Koffer oder den Verzehr aus der Minibar zählen nicht dazu. 
Arbeitgeber können nachgewiesene Fahrt-, Übernachtungs- und Reisenebenkosten 
aber auch lohnsteuerfrei ersetzen. Besonderheiten gelten für Fahrtkosten mit dem 
eigenen Pkw: Hier kann unter Nachweis der Gesamtkosten oder über eine Kilome-
terpauschale abgerechnet werden. 
 



 
Lohn- und Gehalt        

Übertragung von GmbH-Anteilen an leitende Angestellte der GmbH als 
nicht zu Arbeitslohn führende Anteilsschenkung? 
Vielen Unternehmensinhabern fehlt der Nachfolger. Wenn ein Unternehmen an Ar-
beitnehmer übertragen wird, ist zu prüfen, ob die Befreiungen i. R. d. Erbschaft- und 
Schenkungsteuer in Anspruch genommen werden können. Weil auch steuerpflichti-
ger Arbeitslohn vorliegen kann, ist die Abgrenzung schwierig. Das zeigt eine Ent-
scheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt. 
Ehegatten hatten als Gesellschafter einer GmbH zwar eine Nachfolgeregelung in-
nerhalb der Familie herbeiführen wollen, sahen aber eine alleinige Übertragung der 
Anteile an ihren gemeinsamen Sohn aufgrund dessen fehlender unternehmerischen 
Erfahrung als kritisch an und erwarteten, dass die Unternehmensnachfolge bei einer 
Übertragung der wesentlichen Anteile auf den Sohn nur dann wirtschaftlich erfolg-
reich sein kann, wenn fünf leitende Angestellte der GmbH ebenfalls einen Anteil an 
der GmbH übertragen bekamen.  
In diesem Fall sei es ernstlich zweifelhaft, ob die Übertragung der Anteile bei den 
leitenden Angestellten zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führt, wenn der Geschäftsan-
teilsübertragungsvertrag weder einen Grund für die Übertragung angibt noch eine 
Gegenleistung verlangt noch regelt, dass die Übertragung der Anteile etwa für in der 
Vergangenheit oder in der Zukunft zu erwartende Dienste der leitenden Angestellten 
für die Gesellschaft erfolgen soll, und wenn auch keinerlei „Haltefrist” für die Anteile 
vereinbart oder geregelt wird, dass eine Veräußerung erst nach einer bestimmten 
Frist der Weiterbeschäftigung bei der GmbH erfolgen darf, und wenn die Übertra-
gung vielmehr „vorbehalt- und bedingungslos” erfolgen soll. 
Letztlich handele es sich damit um eine Übertragung der Anteile im Rahmen der Un-
ternehmensnachfolge, die den Fortbestand des Unternehmens sichern solle, bei der 
gesellschaftsrechtliche strategische Überlegungen im Vordergrund stünden und der 
durch die gesellschaftsrechtlich motivierte Schenkung eine Sonderrechtsbeziehung 
zugrunde liege, die auch selbstständig und losgelöst vom Arbeitsverhältnis bestehen 
könne und somit nicht zu Arbeitslohn führe. 

Kurzarbeit soll verlängert werden 
Das Kabinett hat eine Formulierungshilfe für einen Gesetzentwurf zur Verlängerung 
von Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie beim Kurz-
arbeitergeld und anderen Leistungen beschlossen. Dies teilte das Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales mit. 
Mit einer am 09.02.2022 vom Kabinett beschlossenen Formulierungshilfe für die Re-
gierungsfraktionen wurde die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld befristet bis zum 
30.06.2022 auf bis zu 28 Monate verlängert. Da Betriebe, die seit Anfang der Pan-
demie im März 2020 durchgehend in Kurzarbeit sind, die maximale Bezugsdauer für 
das Kurzarbeitergeld von derzeit 24 Monaten schon im Februar 2022 ausschöpfen, 
soll die Verlängerung der Bezugsdauer rückwirkend zum 01.03.2022 in Kraft treten. 
Zusätzlich werden von den bisherigen pandemiebedingten Sonderregelungen bis 
zum 30.06.2022 fortgeführt: 
· die Anrechnungsfreiheit von Minijobs auf das Kurzarbeitergeld, 

· die erhöhten Leistungssätze bei längerer Kurz- 
arbeit und 

· der erleichterte Zugang zur Kurzarbeit 



 
· die Zahl der Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall betroffen sein müssen, bleibt von mindes-

tens einem Drittel auf mindestens 10 Prozent abgesenkt und 

· auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden wird weiter vollständig verzichtet. 

Die Sozialversicherungsbeiträge sollen den Arbeitgebern nach dem 31.03.2022 wei-
ter zur Hälfte erstattet werden, wenn die Kurzarbeit mit Qualifizierung verbunden 
wird. 
Mit der Fortführung der Sonderregelungen beim Kurzarbeitergeld soll sichergestellt 
werden, dass Beschäftigungsverhältnisse auch im 2. Quartal stabilisiert sowie Ar-
beitslosigkeit und Insolvenzen vermieden werden können. 
Die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben am 16.02.2022 
einen Gesetzentwurf vorgelegt. Am 18.02. wurde das Gesetz vom Bundestag be-
schlossen. 
Hinweis: Der Bundesrat hat die Regelungen am 11.03.2022 genehmigt. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Abfindungszahlung im Scheidungsfall vereinbart - Keine Schenkung-
steuer 
Wenn zukünftige Eheleute die Rechtsfolgen ihrer Eheschließung umfassend indivi-
duell regeln und sie für den Fall der Beendigung der Ehe Zahlungen eines Ehepart-
ners in einer bestimmten Höhe vorsehen, die erst zum Zeitpunkt der Ehescheidung 
zu leisten sind ("Bedarfsabfindung"), liegt keine freigebige Zuwendung vor. So ent-
schied der Bundesfinanzhof. 
In einer Zahlung, die für den Fall der Beendigung der Ehe in einer bestimmten Höhe 
zu zahlen sei, sei eine sog. Bedarfsabfindung zu sehen. Darunter fielen Zahlungen 
eines Ehepartners an den anderen, die eine bestimmte Höhe vorsehen und erst zu 
einem bestimmten Zeitpunkt zu leisten seien. Hier liege keine pauschale Abfindung 
ohne Gegenleistung vor. Wenn ein Ehevertrag geschlossen werde, der alle Schei-
dungsfolgen regle, dürfe das Finanzamt die Einzelleistungen später nicht der Schen-
kungsbesteuerung unterwerfen. Werde die Ehe durch Scheidung beendet, erfolge 
die Zahlung des vorab vereinbarten Betrages in Erfüllung dieser Vereinbarung. 

Gewerbesteuer 

Steuerbefreiung bei der Gewerbesteuer für Grundstückserträge 
Wenn von einer Privatperson oder einer Gesellschaft von Personen (z. B. einer GbR) 
Grundstücke vermietet werden, unterliegen diese Grundstückserträge nicht der Ge-
werbesteuer, es liegt ja kein Gewerbebetrieb vor. Gehören die Grundstücke aber ei-
ner Gesellschaft, deren Rechtsform zwangsläufig einen Gewerbebetrieb fingiert, dies 
ist z. B. bei einer GmbH, GmbH & Co. KG, einer AG oder Genossenschaft der Fall, 
dann sind die Grundstückserträge Teil der Gewerbeerträge. Dies hat grundsätzlich 
auch die Gewerbesteuerpflicht bei diesen Gesellschaften zur Folge. 
Da aber der Grundbesitz auch der Grundsteuer unterliegt, hat der Gesetzgeber be-
reits seit 1936 eine Begünstigung für die Gewerbesteuer vorgesehen. Dies erfolgt in 
der Weise, dass gem. dem Gewerbesteuergesetz eine Kürzung der Erträge um 1,2 
% des Einheitswerts der Betriebsgrundstücke erfolgt. Dies gilt für alle Gewerbebe-
triebe, unabhängig von der Rechtsform. Besteht aber der Gewerbebetrieb nur in der 
Vermietung von Grundstücken, dann kann eine andere, wesentlich weitere Kürzung 
zur Anwendung kommen. Diese Kürzung betrifft dann den gesamten Ertrag aus der 



 
Grundstücksvermietung. Damit ist dann eine Gleichstellung der Besteuerung mit der 
privaten Vermietung erreicht. Die im Gewerbesteuergesetz enthaltene Kürzungsvor-
schrift ist aber an eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft. 
Die Gesellschaft darf außer der Vermietung eigener Grundstücke lediglich Erträge 
aus der Anlage von eigenem Kapital erzielen. Einige Tätigkeiten zur Förderung der 
Errichtung von Eigentumswohnungen, Ein- und Zweifamilienhäusern sind in begrenz-
tem Umfang zulässig. Andererseits dürfen die eigenen Grundstücke nicht an Gesell-
schafter oder Unternehmen verpachtet werden, bei denen der Gesellschafter Mitun-
ternehmer ist. Die Abgrenzung der erlaubten zu weiterer Tätigkeit ist schwierig und 
nicht immer einleuchtend. Die Rechtsprechung hat hierzu im Laufe der Jahre viele 
Einzelfälle entschieden. So dürfen neben der Grundstücksvermietung keine bewegli-
chen Gegenstände mit vermietet werden. Ein Hotel kann daher nicht mit den Möbeln 
vermietet werden, ein Restaurant kann zwar in den gemieteten Räumen betrieben 
werden, darf aber die Einrichtung nicht vom Gebäudeeigentümer mieten oder pach-
ten. Auch kann eine Lagerhalle nicht mit Betriebsvorrichtungen, wie z. B. einem Las-
tenaufzug, einer Tankanlage oder einem Hochregallager vermietet werden, wenn die 
Grundstückseigentümerin die Kürzung behalten will. Auch eine Beteiligung der 
Grundstücksgesellschaft an anderen gewerblich tätigen Gesellschaften - selbst wenn 
diese ebenfalls nur Grundstücke vermieten - ist schädlich für die Kürzung. 
Ein weiterer Hinderungsgrund für die erweiterte Kürzung liegt dann vor, wenn das 
einzige Grundstück der Gesellschaft im Laufe eines Veranlagungszeitraumes  
(i. d. R. das Wirtschaftsjahr) veräußert wird und damit nicht im gesamten Veranla-
gungszeitraum „eigener Grundbesitz verwaltet“ wurde. Werden aber aus einem grö-
ßeren Bestand nur gelegentlich einzelne Grundstücke veräußert, sind auch die dar-
aus erzielten Gewinne gewerbesteuerfrei, wenn die Grundstücksverwaltung weiter 
betrieben wird. 

Umsatzsteuer    

Einkünfte aus Hobby - Umsatzsteuerpflicht kann bestehen 
Wer Tätigkeiten ohne Gewinnerzielungsabsicht und überwiegend aus privaten Grün-
den ausübt, muss auf die Einnahmen nicht unbedingt Einkommensteuer zahlen. 
Wenn keine Möglichkeit besteht, mit dem Hobby auf Dauer Gewinne zu erzielen, 
werden solche Tätigkeiten vom Finanzamt als Liebhaberei behandelt. Die Einkünfte 
können aber trotzdem der Umsatzsteuer unterfallen, wenn die Kleinunternehmer-
grenze überschritten wird. 
Seit 2020 gilt, wer nicht mehr Einnahmen als 22.000 Euro im Vorjahr erzielt hat, 
muss keine Umsatzsteuer an das Finanzamt zahlen, wenn er sich dort als Kleinun-
ternehmer anmeldet. Die Grenze bezieht sich immer auf das Vorjahr. Im laufenden 
Jahr dürfen voraussichtlich nicht mehr als 50.000 Euro eingenommen werden. 
Für das Vorliegen einer Umsatzsteuerpflicht muss nur eine gewerbliche und nachhal-
tige Tätigkeit am Markt zur Erzielung von Einnahmen vorliegen. Die Absicht, Gewin-
ne zu erzielen, ist nicht notwendig. Dass die Einnahmen aus dem Hobby allein nicht 
zum Leben reichen, ist für die Umsatzsteuerpflicht nicht relevant. 

         


